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Basel, 11. März 2026 CDE/SRI  

24.4514 Motion «Gemeinnützigkeit stärken» 
Anhörung vom 29. Januar 2026 

Sehr geehrter Herr Braun  

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

proFonds, Dachverband gemeinnütziger Stiftungen der Schweiz, vertritt gesamt-

schweizerisch die Interessen gemeinnütziger Stiftungen und Vereine/NPO aller 

Tätigkeits- und Finanzierungsformen. Dem Gemeinnützigkeitswesen kommt in 

der Schweiz eine sehr grosse Bedeutung zu. Die rund 14'000 gemeinnützigen 

Stiftungen und die zahlreichen gemeinnützigen Vereine/NPO üben im Interesse 

und zum Wohl der Allgemeinheit wichtige Funktionen aus, etwa in den Bereichen 

Soziales, Gesundheitswesen, Forschung und Wissenschaft, Bildung und Erzie-

hung, Jugendförderung, Kunst und Kultur, Entwicklungszusammenarbeit, Um-

weltschutz etc. 

Gerne machen wir von der Möglichkeit Gebrauch, unsere Antworten und Ausfüh-

rungen zu den in der Anhörung vom 29. Januar 2026 gestellten Fragen schriftlich 

zu ergänzen und zu vertiefen. 
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 Vorbemerkung  

proFonds begrüsst die Schaffung von Transparenz und die Beachtung der Com-

pliance-Vorgaben. 

In Übereinstimmung mit der letzten FATF-Länderprüfung der Schweiz ist jedoch 

klar festzuhalten, dass das Schweizer Stiftungs- und Gemeinnützigkeitsrecht die-

se Anliegen ausreichend sicherstellt. Weder die FATF noch der Schweizer Gesetz-

geber sahen daher einen Anpassungsbedarf, zumal der Schweizer Gemeinnützig-

keitssektor weit über die gesetzlichen Anforderungen hinausgehende Standards 

und Good Governance Vorgaben kennt und lebt (Zewo-Standards und Swiss 

Foundation Code). 

Die vorliegende Motion entspricht damit nicht einem tatsächlichen Bedürfnis nach 

verstärkter Transparenz oder gar Schaffung oder Wiederherstellung eines angeb-

lich nicht bestehenden rechtskonformen Zustands, sondern zielt auf die politische 

Unterdrucksetzung gemeinnütziger Organisationen ab.  

Die vorliegende Motion ist die modifizierte Neuauflage der am 24. September 

2020 eingereichten Motion Noser «Werden die Anforderungen an die Steuerbe-

freiung juristischer Personen wegen Gemeinnützigkeit im Falle von politischer 

Tätigkeit eingehalten?» (20.4162). Gleich wie die vorliegende Motion wurde auch 

die Motion Noser vom Bundesrat abgelehnt. Danach wurde sie im Herbst 2021 

auch vom Nationalrat abgelehnt. Nicht einmal vier Jahre später muss sich der 

Gemeinnützigkeitssektor erneut gegen einen solchen unberechtigten Angriff weh-

ren. 

Zu den in der Anhörung vom 29. Januar 2026 gestellten Fragen und den von der 

ESTV angefertigten Notizen erlauben wir uns nachfolgende Ergänzungen (allfälli-

ge Korrekturen werden direkt in den von der ESTV erstellten Notizen vorgenom-

men:  

 Anmerkung zu Folie 3 

Die Ausführungen zur Spartenrechnung sind korrekt.  

Die Problematik liegt in der unmöglichen Abgrenzung innerhalb der gemeinnützi-

gen Zweckerfüllung zwischen «gemeinnütziger» und auf den Organisationszweck 

begrenzte «gemeinnützig politischer» Tätigkeit. Denn das politische Engagement 

muss gemäss geltender und langjähriger Steuerpraxis eine Ausdrucksform der 

gemeinnützigen Zweckerfüllung sein und kann daher nicht von der Zweckerfül-

lung losgelöst beurteilt werden. Ist das politische Handeln nicht Ausdruck der 

gemeinnützigen Zweckerfüllung, so steht dies bereits heute der Steuerbefreiung 

entgegen.  
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Politisches Engagement als Form der gemeinnützigen Zweckerfüllung 

kann und darf daher nicht zum Entzug der Steuerbefreiung führen. 

 Anmerkung zu Folie 4 

Die erste Feststellung ist nur teilwiese zutreffend. Denn von der Motion sind alle 

steuerbefreiten Organisationen betroffen (nicht nur diese, die sich auch politisch 

engagieren). Denn alle müssten eine Steuererklärung ausfüllen und alle müssten 

vorfrageweise prüfen, ob sie aufgrund ihrer Zweckerfüllung eine Spartenrech-

nung nach Auffassung der Motion anfertigen müssten. 

Sodann ist es zutreffend, dass jede Einnahme und Ausgabe (auch kleinere) auf 

die Konformität mit der steuerbefreiten Tätigkeit überprüft werden müsste und 

der richtigen Sparte zugeordnet werden. Dies ist mit einem erheblichen Aufwand 

und einer grossen Rechtsunsicherheit verbunden. 

 In Ergänzung zu den «Einleitenden Überlegungen der Dachverbän-
de» auf Folien 6 und 7 

Die rubriziert genannte Motion verlangt folgendes:  

(…) Dafür ist insbesondere der Umfang der gemeinnützigen Tä-
tigkeiten im Interesse der Allgemeinheit transparent von den üb-

rigen Aktivitäten abzugrenzen, indem steuerbefreite Organisatio-
nen 

1. jährlich eine Rechnung erstellen (Erfolgsrechnung und Bilanz), 
aus welcher ersichtlich ist, in welchem Umfang Mittel jeweils 

vereinnahmt (z.B. Mitgliederbeiträge, Spenden) und verwen-
det wurden für (i) die der Steuerbefreiung zugrundeliegenden 

gemeinnützigen Tätigkeiten im Interesse der Allgemeinheit 
und (ii) für übrige Tätigkeiten (im Sinne einer Spartenrech-
nung); 

2. basierend auf der Jahresrechnung jährlich eine Steuererklä-

rung einreichen. 

Juristische Personen und Personengesellschaften, welche gemäss Art. 76c Abs. 1 

BPR offenlegungspflichtig sind und regelmässig (z.B. innert 4 Jahren mindestens 

zwei Mal) Beiträge von mehr als CHF 50'000 an Kampagnen leisten, können nicht 

steuerbefreit i.S. von Art. 56 lit. g oder h DBG sein. (…) 

Die Erstellung einer Spartenrechnung (Ziff. 1) ist in gewissen Fällen bereits 

vorgesehen, auch wenn viele kantonale Steuerverwaltungen die Errichtung ge-

trennter Rechtsträger bevorzugen. Wie in den Notizen zutreffend festgehalten, ist 

dies jedoch nur dann vorgesehen, wenn die betroffenen Organisationen unter-
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schiedliche Zwecke verfolgen, die einen unterschiedlichen Steuerstatus aufwei-

sen. Dies ist – und hier sind die Notizen etwas unpräzise – der Fall, wenn eine 

Organisation einen gemeinnützigen und einen wirtschaftlichen Zweck (gemischte 

Zwecksetzung, steuerbefreit und nicht steuerbefreit), einen gemeinnützigen und 

einen kultischen Zweck (beides zwar steuerbefreit, aber unterschiedliche Rege-

lung betreffend Spendenabzug) oder als gemischte Familienstiftung auch einen 

gemeinnützigen Teilzweck (gemischte Zwecksetzung, steuerbefreiter gemeinnüt-

ziger Zweck und nicht steuerbefreiter Familienstiftungszweck) aufweist. 

Ebenfalls etablierte und unangefochten Praxis ist, dass eine reine politische Tä-

tigkeit nicht steuerbefreit werden kann. Auch sind politische Aktivitäten, die nicht 

vom gemeinnützigen Zweck der betreffenden Organisation abgedeckt sind, nicht 

steuerbefreiungswürdig (bspw. eine Umweltschutzorganisation setzt sich für eine 

AHV-Revision ein, nicht «gemeinnützig politisch»).  

Die Motion verlangt aber die Erstellung einer Spartenrechnung innerhalb des ge-

meinnützigen Zwecks, d.h. es muss innerhalb der gemeinnützigen Zweckerfül-

lung zwischen «gemeinnützig» und gemeinnützig politisch» unterschieden wer-

den (wobei zweiteres nicht mehr steuerbefreit sein soll trotz Gemeinnützigkeit). 

Dies ist systemwidrig. Eine Spartenrechnung ist – wie dargelegt - nur dann an-

zufertigen, wenn unterschiedliche Teilzwecke bestehen. Innerhalb derselben 

Zweckerfüllung kann eine Spartenrechnung insofern nicht angefertigt werden, als 

diese Tätigkeiten allesamt Teil der eigentlichen gemeinnützigen Zweckerfüllung 

sind.  

Es ist überhaupt nicht klar, nach welchen Kriterien eine Abgrenzung zwischen 

«gemeinnützig» und «gemeinnützig politisch» erfolgen soll. Es besteht hierzu 

weder seitens der Stiftungsaufsichts- noch seitens der Steuerbehörden eine etab-

lierte Praxis. Eine sinnvolle Abgrenzung ist kaum möglich und mit einer grossen 

Rechtsunsicherheit verbunden.  

Die Motion schränkt auch die Grundrechte der betroffenen gemeinnützigen Orga-

nisationen unverhältnismässig ein. Betroffen ist die Meinungsäusserungsfrei-

heit gemeinnütziger Organisationen. Denn neben der direkten gesetzlichen Ein-

schränkung der Meinungsäusserungsfreiheit kann das Grundrecht ebenfalls durch 

eine abschreckende Wirkung aufgrund staatlicher Massnahmen eingeschränkt 

werden, die zur Folge haben, dass auf die Ausübung eines Grundrechts verzichtet 

wird (sog. «chilling effect»).  

Die Androhung, bei «gemeinnütziger politischer» Tätigkeit (also bei einer politi-

schen Tätigkeit, die vom gemeinnützigen Zweck abgedeckt ist) die Steuerbefrei-

ung teilweise oder sogar ganz zu verlieren, führt unweigerlich dazu, dass ge-

meinnützige Organisationen auf ein «gemeinnützig politisches» Engagement ver-

zichten. Da der (ganze oder teilweise) Verlust der Steuerbefreiung eine existen-
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zielle Bedrohung darstellt, werden gemeinnützige Organisationen zumindest indi-

rekt daran gehindert, ihre Meinung im Rahmen ihrer Zweckerfüllung frei zu äus-

sern.  

Mit der Einschränkung der verfassungsmässigen Meinungsäusserungsfreiheit der 

gemeinnützigen Organisationen geht neben dem unzulässigen «chilling effect» 

auch eine Verarmung des demokratischen Diskurses einher. Das wertvolle 

Know-how der gemeinnützigen Organisationen in deren jeweiligen Fachbereichen 

könnte nicht mehr eingebracht werden. Dies wäre ein herber Verlust für die gan-

ze Zivilgesellschaft und ein Ausdruck präsenter «shrinking spaces». 

Sodann widerspricht der von der Motion gewählte Ansatz dem Grundgedanken 

des Bundesgesetzes über die politischen Rechte (BPR). Dem Spender darf 

nämlich kein rechtlicher Nachteil entstehen, wenn er seinen Offenlegungspflich-

ten nach dem BPR nachkommt. Im Gegenteil: Die Offenlegung dient der Trans-

parenz und der demokratischen Rechenschaftspflicht, Verstösse gegen diese Of-

fenlegungspflichten können zu rechtlichen Konsequenzen führen, nicht deren Er-

füllung. 

Gemäss Botschaft zum BPR (BBl 2019 7875, 7883) geht es ausschliesslich um 

folgendes: „Dabei soll geregelt werden, wer, was, wann, wo offenlegen muss und 

mit welchen Konsequenzen bei einem allfälligen Verstoss zu rechnen ist. Der Er-

lassentwurf enthält bewusst keine Vorschriften darüber, wie sich die politischen 

Parteien finanzieren. Er regelt die Offenlegung der Finanzierung.“ 

 Frage 1: Wie viele für Gemeinnützigkeit steuerbefreite Institutio-
nen sind in Verbänden organisiert (mit Angabe der Grösse nach 
Umsatz oder anderen Kriterien, Themen)? 

Keine Anmerkungen. 

Korrektur Folie 10: Diese Ausführungen stammen von der ZEWO, nicht von 

SwissFoundations.  

 Frage 2: Wie viele von diesen Institutionen sind bereits heute or-
dentlich buchführungspflichtig? 

Keine Anmerkungen. 

Ergänzung zu Folie 13: Die ZEWO hat ausdrücklich darauf hingewiesen, dass eine 

«gemeinnützig politzische» Tätigkeit auch nach den ZEWO-Standards zulässig 
ist.  
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 Frage 3: Wie nehmen die steuerbefreiten Institutionen heute die 
Kontrolltätigkeiten der kantonalen Steuerbehörden war? Müssen 

sie bereits heute regelmässig eine Steuererklärung, Jahresrech-
nung oder Spartenrechnung einreichen? (Folien 15 bis 18) 

Wie in den Notizen zutreffend festgehalten wird, besteht keine schweizweit ein-
heitliche Praxis. Feststeht, dass in keinem Kanton eine umfassende Steuererklä-

rung eingereicht werden muss. Verschiedene Kantone sehen stark vereinfachte 
Steuererklärungen bzw. Formulare vor.  

So müssen gemeinnützige Organisationen im Kanton Basel-Stadt alle zwei Jah-

re ein Fragebogen sowie die Jahresrechnung einreichen. Der Fragebogen be-
schränkt sich jedoch auf die Angaben der Stiftungsräte, Angaben zum Vermögen 

und der Vergabungen. Weitere Angaben müssen nicht gemacht werden.  

Im Kanton Genf (und hier sind die Ausführungen von SwissFoundations und un-
sere Ausführungen auf Folie 18 zu präzisieren), im Kanton Luzern und auch im 

Kanton Waadt müssen die gemeinnützigen Organisationen zwar eine jährliche 
Steuererklärung einreichen, sie können dabei jedoch mit Verweis auf die Steuer-

befreiung auf das detaillierte Ausfüllen verzichten und müssen ebenfalls nur die 
Jahresrechnung einreichen.  

Der Kanton Zürich bspw. verzichtet gänzlich auf eine Steuererklärung. Er macht 

aber regelmässig Stichproben. 

Mit der Einführung einer umfassenden Steuererklärung in jedem Kanton würde 

ein immenser zusätzlicher Bürokratieaufwand generiert. 

Die mehrere zehntausend weiteren umfassenden Steuererklärungen könnten 

durch die Kantone ohne entsprechende – aber fehlende - Ressourcen gar nicht 

bewältigt werden. Die Motion schafft ein Bürokratiemonster. 

 Frage 4: Wie lassen sich Sach- und Personalausgaben von nicht 

steuerbefreiungswürdigen (z.B. politischen) Tätigkeiten in der Jah-
resrechnung von steuerbefreiungswürdigen Tätigkeiten abgren-
zen?  

Ergänzung zu unseren Ausführungen auf Folie 20: Eine solche Abgrenzung ist 
im angedachten Setting gar nicht möglich.  

Vorliegend sprechen wir immer von «gemeinnütziger» und «gemeinnützig politi-
scher» Tätigkeit, also einer politischen Tätigkeit, die dem gemeinnützigen Zweck 
untergeordnet ist und zu dessen Erfüllung beiträgt. Da es sich immer um ge-

meinnützige Zweckerfüllung handelt, ist eine solche Abgrenzung nicht umsetz-
bar. 

Die zwangsweise rein künstlich gezogene Grenze führt zu grossen, rechtsstaat-
lich bedenklichen Rechtsunsicherheiten und hätte damit einen gravierenden 
«chilling effect» auf die Tätigkeit gemeinnütziger Organisationen.  
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 Frage 5: Bestehen für die Führung einer Spartenrechnung oder zur 
Abgrenzung von nicht steuerbefreiungswürdigen Tätigkeiten (z.B. 

politische Tätigkeiten) bereits branchenspezifische Vorgaben, die 
herangezogen werden können? 

In Ergänzung zu den Ausführungen der ZEWO: Swiss GAAP FER 21 sieht auch 
keine spezifischen Vorgaben vor. Dies wohl auch deshalb, weil eine solche buch-

halterische Abgrenzung innerhalb der gemeinnützigen Zweckerfüllung system-
widrig ist. 

 Frage 6: Welche Bedeutung haben diese Vorgaben gemäss Frage 5 

in der Praxis? 

Keine Anmerkungen.  

 Frage 7: Welche Auswirkungen ergeben sich aus Sicht der Anwe-
senden bei einer allfälligen Annahme der Motion? 

In Ergänzung zu unseren Ausführungen auf Folie 29:  

Die Motion würde sowohl auf staatlicher, insb. kantonaler Ebene, als auch auf 

Seite der betroffenen Organisationen grosse negative Auswirkungen in Form ei-

nes ganz erheblichen bürokratischen Mehraufwandes zeitigen.  

Die Prüfung mehrerer zehntausend zusätzlicher Steuererklärungen, einschliess-

lich der unmöglichen Prüfung der Spartenabgrenzung innerhalb des gemeinnützi-

gen Zwecks, würde ein riesiger Bürokratieaufwand bei den Kantonen hervor-

rufen. Es ist davon auszugehen, dass die Kantone nicht die erforderlichen Res-

sourcen haben, den empfindlichen Zusatzaufwand zu stemmen. Die Kantone 

werden auch kaum weitere Steuerbeamte für diesen Zweck einstellen. Auch er-

hebungswirtschaftlich ist die Motion damit unverhältnismässig. 

Auf Seiten der Privaten müssten erhebliche Mittel, die für einen gemeinnüt-

zigen Zweck eingesetzt werden könnten und sollten, für die Erstellung der Steu-

ererklärung und im besonderen Masse für die Abgrenzung und die Erstellung der 

Spartenrechnung verwendet werden. Es ist eindeutig nicht der Wille der Spen-

denden, zusätzliche Administrativkosten der unterstützten gemeinnützigen Orga-

nisation zu finanzieren. 

Die Drohung des Verlustes der Steuerbefreiung und die damit einhergehende 

existenzielle Bedrohung führt unweigerlich dazu, dass gemeinnützige Organisati-

onen mit ihrem ausgeprägten Fachwissen sich nicht mehr am demokratischen 

Diskurs beteiligen. Dies führt zur Verarmung des demokratischen Diskurses. 
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 Frage 8: Welche Institutionen sind potenziell betroffen von der Mo-
tion? Lässt sich deren Anzahl schätzen? 

Siehe die direkt angebrachten Ergänzungen sowie folgende Ergänzungen:  

Die von der Motion vorgesehene Pflicht zur Erstellung einer Steuererklärung be-

trifft alle gemeinnützigen Organisationen, d.h. 14‘000 gemeinnützige Stiftun-

gen und mehrere zehntausend gemeinnützige Vereine. 

Die Prüfung, ob eine Spartenrechnung allenfalls angefertigt werden muss, betrifft 

ebenfalls alle gemeinnützigen Organisationen.  

Während die Spartenrechnung bei einer gemischten Zwecksetzung üblich ist, 

ist die Erstellung einer solchen innerhalb der eigentlichen gemeinnützigen 

Zweckerfüllung systemwidrig. Die Abgrenzung zwischen einer vom gemein-

nützigen Zweck klar umfassten Informations-, Sensibilisierungs- und Advocacy-

Tätigkeit zu einer nach Auffassung der Motion zwar vom gemeinnützigen Zweck 

erfassten, aber dennoch unzulässigen politischen Aktivität ist infolge der Sys-

temwidrigkeit schlicht nicht möglich. Daher ist es uns zum jetzigen Zeitpunkt 

nicht möglich zu sagen, wie viele Organisationen betroffen wären. Eine Schät-

zung können wir zum jetzigen Zeitpunkt nicht abgeben. 

 Frage 9: Was halten die Anwesenden von der vorgeschlagenen Al-
ternative, die Jahresrechnungen mit Spartenrechnungen zu veröf-
fentlichen, statt eine Steuererklärung einzureichen? 

Siehe die direkt angebrachten Ergänzungen.  

 Frage 10: Mit welchen Kriterien könnten kleinere und nicht betrof-

fen Organisationen abgegrenzt werden, damit kein unnötiger 
Mehraufwand entsteht? 

Keine Anmerkungen. Die Ausführungen der ZEWO sind zutreffend und wir 

schliessen uns diesen an.  

 Frage 11 und 12: 

Keine Anmerkungen.  
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Wir danken Ihnen für die aufmerksame Prüfung unseres Standpunkts. Wir hof-

fen, dass unsere Ausführungen bei der weiteren Bearbeitung der Vorlage Berück-

sichtigung findet. Für eine Vertiefung spezifischer Fragen steht proFonds jeder-

zeit gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüssen 

proFonds, Dachverband gemeinnütziger Stiftungen der Schweiz 

  

Dr. Christoph Degen    Sebastian Rieger 

Geschäftsführer     Stv. Geschäftsführer 
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